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Mi., 10.00 h c.t. - 11.45, LS 01 R.207 b
23.11.2016: Aus- und Absonderung

Ein praktisch sehr wichtiger Themenkreis des Insolvenzrechts – auch: der Wirkungen des Insolvenzverfahrens – sind die beiden verwandten Themen der Aus- und der Absonderung. Vereinfacht gesprochen, geht es dabei um die Grenzen der Insolvenzmasse und – im Schwerpunkt - um die Abgrenzung von Insolvenzrecht und Sachenrecht.
Beispiel 1: Sie geben Ihr Kfz dem Kfz-Händler H zur Reparatur. Kurze Zeit danach wird über das Vermögen des H das Insolvenzverfahren eröffnet. Was geschieht mit Ihrem Wagen?

Beispielsfall 2 (EV): Die S-GmbH hat von der V-OHG für 400 000,-- Euro einen Baukran unter Eigentumsvorbehalt erworben. Kurz vor der vollständigen Til​gung des Kaufpreises – offen sind noch 40000,-- Euro - wird über das Vermö​gen der S-GmbH ein Insolvenzverfahren eröffnet. Die V-OHG verlangt vom Insolvenzverwalter der S-GmbH entweder Zahlung des Restkaufpreises von  40 000,-- Euro oder Herausgabe des Krans.

Beispiel 3 (SiÜ): H hat bereits vor längerer Zeit mit der B-Bank zur Sicherheit für einen Kredit eine Sicherungsübereignung vereinbart, die u.a. alle dem H gehörenden, auf dem Betriebsgelände stehenden Fahrzeuge im Eigentum des H erfasst. H hat der Bank regelmäßig eine Liste der erfassten Fahrzeuge zu übersenden. Aufgrund eines Fehlers der Buchhaltung ist in der letzten Liste auch Ihr Fahrzeug aufgeführt. Rechtslage?

I. Grundlagen
1. Aus- und Absonderung sind spezielle Begriffe (man kann auch sagen: Rechts​institute) des Insolvenzrechts: s. §§ 47 – 50 InsO.

Im Kern geht es darum, in welcher Weise Gläubiger im Insolvenzverfahren zu befriedigen sind, die einen dinglichen, d.h. auf ein Sachenrecht gestützten Anspruch gegen den Insolvenzschuldner haben: Zusammenspiel von InsR und BGB-SachenR.

Hauptbeispiel: Aussonderung von Dritteigentum. --> Kann der Dritteigentümer nach § 985 die Sache herausverlangen oder ist er auf einen Geldanspruch in Höhe der Insolvenzquote beschränkt (vgl. § 45 InsO)?

2. Inhaber dinglicher Rechte (und dementsprechend, dinglicher Ansprüche) werden in der Insolvenz privilegiert, wobei das deutsche Recht im Grundansatz zwischen zwei Kategorien dinglicher Rechte unter​scheidet:

-         Vollrechte, z.B. Eigentum -->Aussonderung

-         Dingliche Befriedigungsrechte, insbes. PfandR --> Absonderung


3. Logisch-begrifflicher Zusammenhang des Begriffs Aus- und Absonderung mit dem Umfang der InsMasse (§ 35): „Drittvermögen“ fällt nicht in die Masse, muss daher aus dieser auf Verlangen des Rechtsinhabers herausgegeben („ausgesondert“) werden.

4. § 47 InsO verweist für die Durchsetzung der Aussonderung weitgehend auf die Vorschriften außerhalb des InsVerf (ähnlich der Sache nach §§ 49, 50 InsO für die Absonderung), aber die Durchsetzung der Aus- und Absonderungsrechte wird in vielfacher Hinsicht durch das Insolvenzrecht mitgeregelt/modifiziert.

5. Sowohl Aussonderung als auch Absonderung umfassen mat-r und proz-r Fragen:

= welche mat-r RPositionen berechtigen zur Aus- bzw. Absonderung?

= Wie ist die Aus- bzw. Absonderung prozessual bzw. im InsVerf durchzusetzen?

II. Aussonderung
Aussonderung ist von Drittvermögen (das wg § 35 InsO nicht in die Masse fällt) aus der Istmasse.

- Grundnorm: § 47 InsO (im Kontext der Gläubiger, aber auch der InsMasse: Aussonderung hat sowohl eine subjektive – Anspruchsberechtigter – als auch eine objektive Komponente.: Aussonderung ist Kehrseite der Grenzen der InsMasse: Vermögen des Schu (§ 35)

--> Drittvermögen fällt nicht in die Masse (Istmasse ist zu bereinigen: Sollmasse); Aussonderung erfolgt nach allg. Regeln grds. ohne Beschränkung durch das InsVerf.

Beachte Parallele zu § 771 ZPO.

1. Zur Aussonderung berechtigende Vermögenspositionen: dingl. od. persönl. R eines Dritten, § 47 S.1 1./2.Alt.

Hauptbeispiele:

a) Volleigentum, § 47 S.1 1.Alt. InsO

b) Forderungen (nach Zession), (wohl) § 47 S.1 1.Alt. InsO

(aber nicht Sicherungszession, hier nur Absonderung, s.u.)

c) Gegenstände aufgrund von Herausgabeansprüchen, 47 S.1 2.Alt. InsO 

Beisp: Aussonderung aufgrund schuld-r Herausgabeansprüche, z.B. Vermieter  (§ 546 n.F. BGB), Verleiher (§ 604 BGB), Hinterleger bei VerwahrungsV (§ 695 BGB).

[Ggs. sog. Verschaffungsansprüche, z.B. § 433 II; auch: § 812 BGB [ vgl. § 55 I Nr.3: Bereicherung nach VerfEröffnung], nach hM auch § 346].


d) Vorbehaltseigentum 

S. oben BeispFall 1 (EV in der Insolvenz des VorbehKäufers)


aa) Vorbemerkung 

- Bei EV wird Dritteigentum als Sicherungsmittel eingesetzt (anders als im typ. Fall von Aussonderung)

- Zs-Wirken der dingl. RPosition und der schuld-r Grundlage (Kaufvertrag). Aussonderung bezieht sich auf die Geltendmachung des dingl. Rechts, ob Befugnis dazu besteht, hängt auch vom Schicksal des zugrundeliegenden KaufV ab; daher z.B. § 107 EV im Abschnitt über schwebende Rechtsgeschäfte, zugleich §§ 47 f. zu beachten.


Unterscheide:

- Vorbehaltseigentum in der Insolvenz des Vorbehaltsverkäufers (Noch-Eigentümers) 
        --> hier kein Aussonderungsproblem. § 107 I InsO beachten ("Konkursfestigkeit" des AnwartschaftsR aus EV-Kauf; nach früherer Rspr über § 242 BGB gelöst) 

- Vorbehaltseigentum in der Insolvenz des Vorbehaltskäufers (Anwartschaftsberechtigten)  = BeispFall 1  Lösung BeispFall 1.
- Vorbehaltseigentum ist Dritteigentum (arg. Wortlaut + Gesetzgebungsgeschichte)


--> Beispielsfall 2: V kann § 985 geltend machen. R zum Besitz (§ 986) aus KaufV erlischt mit Zahlungsverzug + Rücktritt gem. § 449 iVm § 323 BGB (auch nach Erfüllungswahl des InsVerwalters) oder mit Ablehnung der Erfüllung des KaufV nach §§ 103, 107 II InsO 


- InsVerwalter kann mit Entscheidung bis zum Berichtstermin (§ 156 iVm § 29 I Nr.1 InsO) warten, § 107 II 1 InsO. Rpolit. Grund?

- Verwertung des Eigentums durch V (ggf. Auftrag an SiGeber). Herausgabe eines Erlösüberschusses aufgrund Sicherungsvertrag. 

e) Aber: Sicherungsübereignung/Sicherungszession: begründet in Insolvenz des SiGebers nur AbsondR des SiNehmers, s. § 51 Nr.1 InsO.

2. Prozessuale Durchsetzung 

a) Verweisung auf allg. Regeln (§ 47 S.2). Keine Anmeldung zur InsTabelle. 

b) Prozess: 

aa) Allg. Regeln über Zuständigkeit (anders z.T. Ausland); Gerichtsstand § 19 a ZPO beachten. 

bb) Klage auf Herausgabe; auch denkbar FeststKlage od Klage gg den DrittSchu, ggf. mit Hauptintervention § 64 ZPO od.  Streitverkündung § 72 ZPO. Auch sog. Prätendentenstreit § 75 ZPO denkbar. DrittSchu kann nach § 372 ff BGB hinterlegen.

cc) Unterbrechung schwebender RStreitigkeiten nach § 240 ZPO. Aufnahme durch InsVerw od. Gegner gem. § 86 InsO. 

dd) ZV auf Herausgabe des EV-Gegenstandes zulässig. § 89 InsO gilt nicht (kein InsGl + EV-Gegenstand gehört nicht zur Masse).

3. Ersatzaussonderung § 48 InsO: greift ein, wenn Aussonderungsgegenstand veräußert wurde und entweder die Veräußerungsforderung noch besteht oder sich der Erlös noch unterscheidbar in der Masse befindet (auch bei Überweisung auf Konto, wenn durch Buchungsbeleg nachweisbar). Ist dies nicht der Fall, MassFord § 55 I Nr.3 od. SEA gg. den InsSchu od. den Verwalter.

III. Absonderung 
Grundnormen: §§ 49 - 52 InsO iVm §§ 165 ff InsO 

Geltendmachung von beschränkten dingl. Rechten an Massegegenständen (hauptsächlich dingl. Kreditsicherheiten, z.B. PfandR). 

Ähnlichkeit mit Aussonderung, weil man auch das PfandR als "dingl" nicht zur Masse gehörig sehen kann. 

- Aber Überschneidung mit Aussonderung bei EV und Sicherungsübereignung.

Beachte Parallele zu § 805 ZPO: nicht Herausnahme des Gegenstands aus der InsMasse, sondern nur vorrangige Befriedigung aus ihr. 



- Wichtig: Abzug von Feststellungs- und VerwKostenbeitrag (4 % + 5 % des Verwertungserlöses, s. §§ 170, 171 InsO). Hauptunterschied zu Aussonderung!!


1. Absonderungsrechte 

a) BefriedigungsR aus Immobilien: § 49 InsO (§§ 864 f. ZPO) iVm § 10 ZVG: ua Hypotheken, Grundschulden; auch Beschlagnahme (§ 10 I Nr.5 ZVG) 

b) BefriedigungsR aus Mobilien: 

- § 50 PfandR: r-geschäftl. od. Pfändung! D.h. Pfändung gibt nach dt R Vorrecht in der Insolvenz. Anders viele ausländ. ROrdnungen. Wertungshintergrund? Einschränkung durch § 88 (kurzfristige Pfändungen) und ggf. §§ 129 ff (InsAnfechtung).

- Erweiterung § 51 InsO, insbes. Sicherungsübereignung und Sicherungszession (wirtschaftl. Funktion) : wichtig, da nunmehr Diff. zum EV gesetzl. festgeschrieben; von prakt. Bedeutung insbes. wg Beitrag zu Feststellungs- + Verwertungskosten.

Sonderthema Sicherheitenpool (für eig. Recherche)

2. Durchsetzung/Verwertung einschließlich Verfahrenskostenbeitrag: Diffe​renzierung nach Mobilien/Immobilien

a) bei Immobilien: Gläubiger kann die ZV nach allg. Regeln des ZVG (§§ 1 ff ZVG) betreiben, s. § 49 InsO. Subsidiär kann dies auch der InsVerwalter tun, § 165 InsO (solange Gl die ZV nicht eingeleitet hat) iVm §§ 172 ff ZVG.


Stattdessen kann der InsVerwalter das Grundstück auch freihändig veräußern.

Wesentliche Besonderheiten der ZV in Immobilien bei Insolvenz des Schu/Immobilieneigentümers:

aa) Einstweilige Einstellung ZV auf Antrag InsVerwalter möglich, § 30 d ZVG  (gem. § 30 e ZVG erhält Gl laufend die geschuldeten Zinsen + Ersatz für etwaigen Wertverlust des Grundstücks)

bb) Erlösverteilung:

aaa) In die in § 10 ZVG geregelte Rangordnung zur Befriedigung aus Grundstück wurde durch EGInsO § 10 I Nr.1 a ZVG eingefügt: Abzug pauschalisierter FeststKosten (4 % des bewegl. Grundstückszubehörs, § 20 II ZVG iVm § 1120 BGB, §§ 97, 98 BGB) als Teil des geringsten Gebotes. 

Beachte: geringstes Gebot ist ein Kernelement des dt. Immobiliarzwangs​vollstreckungsR: Bei ZV in Immobilien gibt es verschiedene Regeln über Mindestpreis, zu dem ein Grundstück in der ZV veräußert werden darf. Die grundlegendste Regel ist das sog. Mindestgebot gem. § 44 ZVG. Darunter darf ein Grundstück überhaupt nicht in der ZV veräußert werden. Darüber hinaus bestehen verschiedene weitere Betragswerte, die grundsätzlich erreicht werden müssen (s. §§ 74 a, 85, 85a ZVG), aber die ZV nur vorübergehend verzögern).

bbb) Ergänzend § 174 a ZVG: InsVerwalter kann verlangen, dass die hinter 10 I Nr.1 a ZVG stehenden Positionen bei geringstem Gebot (§ 44 ZVG) in ZV unberücksichtigt bleiben --> das kann die Verwertbarkeit des Grundstücks erleichtern, und damit kommen der InsMasse zumindest die 4 % Zubehörwert zugute. 

b) bei Mobilien: 

aa) wenn Gegenstand sich im Besitz des InsVerw befindet: § 148 InsO iVm §§ 166 ff: Verwertungsbefugnis des InsVerwalters

bb) wenn Gegenstand nicht im Besitz des InsVerw ist: Gläubiger, § 173 I InsO iVm Verwertungs​befugnis Gl z.B. § 1228 BGB od. SiVertrag Abzug pauschalisierter Festst- und Verwertungskosten, §§ 170, 171 InsO (4 % für Feststellung + 5 % für Verwertung, von Erlös aus Gegenstand)

Literaturhinweis zur Nacharbeitung: Foerste §§ 20, 23, 24, Zimmermann, Insolvenzrecht, 7. und 8. Abschnitt

